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TOP 2.2:  Regulatorischer Rahmen für Wasserstoff 

 

Beschluss: 

Die Energieministerinnen, -minister, -senatorinnen und -senatoren der Länder fas-

sen folgenden Beschluss: 

1. Die Energieministerinnen, -minister, -senatorinnen und -senatoren der Län-

der unterstützen die Bestandsaufnahme zur Regulierung von Wasserstoff-

netzen durch die Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunika-5 

tion, Post und Eisenbahnen (BNetzA). Die Bestandsaufnahme einschließlich 

des durchgeführten Konsultationsverfahrens bieten eine fachliche Grundlage 

für die Erarbeitung eines regulatorischen Rahmens für Wasserstoffnetze. Die 

Energieministerinnen, -minister, -senatorinnen und -senatoren der Länder re-

gen an, erste maßgebliche Schritte zur Anpassung des Rechtsrahmens kurz-10 

fristig und noch in dieser Legislaturperiode anzustoßen.  

2. Die Energieministerinnen, -minister, -senatorinnen und -senatoren der Län-

der sind dabei der Auffassung, dass im Hinblick auf das Klimaziel für 2050 

die Wasserstoffnutzung letztlich gleichbedeutend mit der Verwendung grü-

nen Wasserstoffs ist. Sie sind gleichermaßen der Auffassung, dass auf dem 15 

Weg dahin ein Technologiehochlauf und ein Heimatmarkt insbesondere für 

Demonstrationsanlagen erforderlich ist, der bereits jetzt entwickelt werden 

muss, ohne dass derzeit die entsprechenden Mengen grünen Wasserstoffs 

zur Verfügung stehen. Ziel muss ein schnellstmöglicher Transformationspro-

zess hin zur Dekarbonisierung sein. Wenn übergangsweise weiterhin auch 20 

Wasserstoff aus anderen Herstellungsprozessen eine Rolle spielt, so muss 

der größtmögliche Beitrag zur Dekarbonisierung stets im Blick behalten wer-

den. Im Rahmen dieses Technologiehochlaufs muss zudem darauf geachtet 

werden, dass Lock-In-Effekte bei den notwendigen Investitionen vermieden 

werden.  25 
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3. Die Energieministerinnen, -minister, -senatorinnen und -senatoren der Län-

der nehmen zur Kenntnis, dass aktuell aufgrund noch nicht ausreichender 

Wasserstofftransportinfrastruktur Elektrolyseuranlagen vielfach bedarfsnah 

errichtet werden und sind zugleich der Auffassung, dass langfristig für die 

Bereitstellung grünen Wasserstoffs der Frage der Verfügbarkeit zusätzlichen 30 

Stroms aus Erneuerbaren Energien zukünftig besonderes Gewicht zukommt. 

Gleichzeitig sind auch systemverträgliche Schnittstellen zwischen Energiein-

frastrukturen und Wasserverfügbarkeit bedeutsam. Die Energieministerin-

nen, -minister, -senatorinnen und -senatoren der Länder betonen, dass sie 

mit dem Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft weder den bereits beschlosse-35 

nen, noch den zukünftig notwendigen weiteren Stromnetzausbau in Frage 

stellen. Dabei ist anzustreben, dass der Betrieb von Elektrolyseuren system-

dienlich erfolgt, um energetische Verluste und unnötigen Folge-Transportauf-

wand zu vermeiden. 

4. Die Energieministerinnen, -minister, -senatorinnen und -senatoren der Län-40 

der erachten die Umsetzung eines ambitionierten Rechtsrahmens für eine 

nachhaltige Wasserstoffwirtschaft für erforderlich. Die europäische Richtlinie 

zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen (RED II) 

bietet auf europäischer Ebene eine wichtige Grundlage. Die Energieministe-

rinnen, -minister, -senatorinnen und -senatoren der Länder halten es weiter-45 

gehend für erforderlich, dass das Umlagen-, Steuer- und Abgabensystem im 

Energiesektor einer grundsätzlichen Reform unterzogen und hierbei syste-

matisch, sektorenkopplungsfreundlich, dekarbonisierungsorientiert und tech-

nologieoffen fortentwickelt wird. Dazu gehört auch eine schrittweise Redu-

zierung der EEG Umlage für Sektorenkopplungstechnologien, wie beispiels-50 

weise Wasserstoffelektrolyseanlagen. In eine solche grundsätzliche Reform 

sind auch die im Klimaschutzprogramm 2030 angekündigten, am 10. Juni 

2020 vom Bundeskabinett mit der nationalen Wasserstoffstrategie beschlos-

senen und im aktuellen Referentenentwurf zur EEG-Novelle 2021 bekräftig-

ten Bestrebungen der Bundesregierung einzuordnen, die Produktion von 55 
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Grünem Wasserstoff von der EEG-Umlage zu befreien. Hierdurch kann – ne-

ben anderen erforderlichen und in der nationalen Wasserstoffstrategie be-

reits angelegten Maßnahmen und Instrumenten - ein wirtschaftlicher Anreiz 

für die Erzeugung und Nutzung von Grünem Wasserstoff rechtzeitig geschaf-

fen werden. Die angestrebte Absenkung der EEG Umlage für alle Stromver-60 

braucher darf durch diese Maßnahme für den nichtprivilegierten Verbrauch 

nicht gefährdet werden und andere Sektorenkopplungstechnologien im Wett-

bewerb dürfen hierdurch nicht benachteiligt werden (Level-Playing-Field). 

5. Die Energieministerinnen, -minister, -senatorinnen und -senatoren der Län-

der fordern, rechtzeitig die Voraussetzungen für die Realisierung von Vorha-65 

ben zur Erzeugung, zur Nutzung, zur Speicherung und zum Transport wie 

zum Import von Wasserstoff zu schaffen. Dies umfasst insbesondere eine 

Anpassung des Planungs- und Genehmigungsrechts sowie die weiterge-

hende Einbeziehung von Wasserstoffinfrastruktur in die Bedarfsplanung. Auf 

diese Weise kann die Grüngasvariante des Netzentwicklungsplanes Gas 70 

2020-2030 grundsätzlich nach Maßgabe einer fachlichen Bedarfsprüfung 

durch die BNetzA bestätigungsfähig werden. Nur so werden die mit der nati-

onalen Wasserstoffstrategie verankerten Ausbauziele für Wasserstoffinfra-

struktur erreichbar. Auf diese Weise kann auch die werterhaltende Nutzung 

bestehender Gasinfrastruktur – beispielsweise im Rahmen freiwerdender 75 

Leitungen durch die L-H-Gasumstellung – zum Transport von Wasserstoff 

ermöglicht werden. Zu diesem Zweck könnte Wasserstoff technologieneutral 

in den Anwendungsbereich des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) aufge-

nommen werden. Zugleich bedarf es einer wirksamen und wegen des markt-

lich organisierten internationalen Austauschs leitungsgebundener Energie-80 

träger europäisch abgestimmten Regelung und Zertifizierung zur Berücksich-

tigung der einhergehenden CO2-Minderung des jeweiligen Erzeugungspfa-

des. 

6. Die Energieministerinnen, -ministern, -senatorinnen und -senatoren der Län-

der stellen fest, dass zur Gewährleistung einer künftigen Versorgung mit 85 
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Wasserstoff in Deutschland insbesondere auch den vorhandenen und in 

Richtung Wasserstoffaufnahme weiterzuentwickelnden Gasspeichern eine 

besondere Bedeutung zukommt. Die Bundesregierung wird daher dazu auf-

gefordert, dies bei der Umsetzung der nationalen Wasserstoffstrategie adä-

quat zu berücksichtigen. 90 

7. Die Energieministerinnen, -ministern, -senatorinnen und -senatoren der Län-

der setzen sich dafür ein, dass für bestehende Wasserstoffleitungen insbe-

sondere im industriellen Bereich - beispielsweise als industrielle Verteilnetze 

- eine allen Interessen angemessene Regelung geschaffen wird. 

8. Die Energieministerinnen, -minister, -senatorinnen und -senatoren der Län-95 

der legen Wert auf die Feststellung, dass sie sich der Herausforderung be-

wusst sind, den regulatorischen Rahmen parallel auf nationaler und europä-

ischer Ebene synchron und zügig zu entwickeln. Supranationaler Handel mit 

und der Transport von zukünftigen (erneuerbaren) Gasqualitäten erfordert 

harmonisierte Standards für die Produktqualitäten, die Zertifizierung bzw. 100 

Herkunftsnachweise sowie technische Normungsanforderungen. Nur so wird 

es möglich sein, letztlich die erforderlichen Mengen an Grünem Wasserstoff 

zur Verfügung zu stellen. Erste nationale Schritte zum Aufbau einer Wasser-

stoffinfrastruktur und nachhaltigen Wasserstoffwirtschaft sind daher nicht nur 

für die nationale Zielerreichung wichtig, sondern auch erforderlich, um mit 105 

diesen ersten praktischen Erfahrungen Einfluss auf die zu schaffenden euro-

päischen Standards zu nehmen. 

9. Zur Schaffung eines europäischen Marktes für grünen Wasserstoff und dar-

aus hergestellter Folgeprodukte ist eine eindeutige Klassifizierung bzw. Zer-

tifizierung von grünem Wasserstoff sowie eine wirkungsvolle Anrechnung 110 

von CO2-Vermeidungsfaktoren für das Inverkehrbringen von grünen Folge-

produkten, beispielsweise grünem Methanol, auf europäischer Ebene erfor-

derlich. Die Energieministerinnen und Energieminister, Senatorinnen und 

Senatoren fordern daher entsprechende Anpassungen des europäischen 

Rechtrahmens. 115 
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10. Grüner Wasserstoff ist für die Produktion strombasierter Kraftstoffe für den 

Verkehrssektor unerlässlich, insbesondere für die Luftfahrt und die Schiff-

fahrt. „Grünes“ Kerosin, u.a. mittels Wasserstoff hergestellt, der aus regene-

rativen Energien gewonnen wurde, ist wesentlicher Antriebsstoff für die Luft-

fahrt der Zukunft. Zur Vermeidung von erheblichen Wettbewerbsnachteilen 120 

für die deutsche Luftverkehrswirtschaft ist bei Überlegungen zur Festlegung 

einer Beimischungsquote für alternative Kraftstoffe jedoch primär eine euro-

päische oder internationale Lösung anzustreben. Für den Fall einer nationa-

len Lösung einer Beimischungsquote sind Schutzmechanismen erforderlich, 

die eine Schlechterstellung deutscher Unternehmen vermeiden. Es ist zu 125 

prüfen, ob neben einer Beimischungsquote auch andere Markt- und Einfüh-

rungsmodelle zielführend eingeführt werden können. 


